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Bundesfinanzen Den einen hilft es
gegen Entzündungen, Übelkeit
und angespannteNerven, die an-
deren schätzen es schlicht als Ge-
nussmittel: In den letzten zwei
Jahren verzeichnete der Handel
mit legalem Cannabis weltweit
eindrücklicheWachstumszahlen.
Davon profitieren auch die Bun-
desfinanzen in der Schweiz,wie
aus der neuen Hochrechnung
des Jahresergebnisses 2018 her-
vorgeht. Demnach dürften Ende
2018 «nicht budgetierte Einnah-
men aus Verkäufen von legalem
Cannabis» im Umfang von
15Millionen Franken angefallen

sein.Dies teilte das Finanzdepar-
tement am Mittwoch mit. 2017
hatte der Bund aus den Tabak-
steuern auf legalen Joints noch
gut 13 Millionen Franken einge-
nommen. Sollte sich die Progno-
se für 2018 bewahrheiten, wür-
den die Erträge gegenüber dem
Vorjahr also ansteigen.

Damit nicht genug: Ab sofort
wird die Eidgenossenschaft of-
fiziell darauf zählen, dass ihr die
aromatische Pflanze auch in den
Folgejahren die Bilanz aufbes-
sert. Wie Sarah Pfäffli, Spreche-
rin der Finanzverwaltung, auf
Anfrage bestätigt,wird das Bun-

desbudget 2019 erstmals mit
Geld aus der Besteuerung von
«Gras» kalkulieren.

EinWachstumsmarkt
Der Voranschlag, der in rund
zwei Wochen publiziert werden
dürfte, sieht gemäss Pfäffli Ein-
nahmen in etwa derselbenHöhe
wie 2018 vor: 15 Millionen Fran-
ken. Man stufe den Cannabis-
handel nach wie vor als Wachs-
tumsmarkt ein, rechne aber auch
mit mehr Wettbewerb und Ver-
drängung, so Pfäffli. Diese zwei
Effekte führten zur Erwartung
im bisherigen Umfang.

Dass der Bund zuvor davon ab-
gesehen hatte, Hanf ins Budget
einzubeziehen, ist mit fehlender
Erfahrung zu erklären. Der Ver-
kauf von Cannabis ist nur dann
erlaubt,wenn es keinen Drogen-
rausch verursachen kann: Die
Pflanze darf zu maximal 1 Pro-
zent aus der hierfür verantwort-
lichen Substanz THC bestehen.
Gerade mal zwei Jahre ist es her,
dass das Bundesamt fürGesund-
heit erstmals den Verkauf von
THC-armen Rauchwaren aus
Hanf genehmigte – wenig Zeit,
umdie Dynamik desMarktes zu-
verlässig einschätzen zu lernen.

Dies wird sich in den kommen-
den Jahren nun ändern. Inner-
halb des Voranschlags mit or-
dentlichen Totaleinnahmen von
nahezu 73 Milliarden Franken
(Hochrechnung 2018) ist der
Budgetposten Cannabis zwar ein
Winzling. Aber immerhin: Laut
Zollverwaltung waren zuletzt
rund 630 Hersteller registriert,
und für 2018 ist mit einem Um-
satz von gegen 60 Millionen
Franken zu rechnen.Cannabis ist
definitiv zum Wirtschaftsfaktor
geworden.
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Ab sofort zählt der Bund auf Cannabis
Die Hanfpflanze wird zum offiziellen Budgetposten. Der Bund erwartet Einnahmen von 15 Millionen Franken.

SP-Frauen fordern
Beobachtungsstelle
Gewalt Nach dem Angriff auf
Frauen in Genf fordern die SP-
FrauenMassnahmen – etwa eine
Präventionskampagne «Nein
heisst Nein» und eine unabhän-
gige Beobachtungsstelle.Gestern
haben sie einen 5-Punkte-Plan
präsentiert. Neben der Kampag-
ne wollen sie, dass Beratungs-
und Therapieangebote sowie
Frauenhäuserausgebautwerden.
Aktuell gebe es nur 300Betten in
Frauenhäusern,benötigtwürden
mindestens 750. (sda)

FürMassnahmen
gegen Lohnungleichheit
Kommission GrosseUnternehmen
sollen prüfen müssen, ob sie
Männern und Frauen für gleich-
wertige Arbeit gleich viel zahlen.
Nach dem Ständerat hat sich
auch die vorberatende National-
ratskommission knapp dafür
ausgesprochen. Sie beantragt
dem Rat mit Stichentscheid von
Präsidentin Christine Bulliard-
Marbach (CVP), die Änderungen
des Gleichstellungsgesetzes an-
zunehmen. (sda)

Nachrichten

Europapolitik Krise? Blockade?
Für den Bundesrat offenbar in-
existent, soweit es das Rahmen-
abkommen mit der EU betrifft.
Darauf lässt zumindest dasTem-
po schliessen, das die Regierung
anschlägt: Gemäss demZeitplan,
denAussenminister Ignazio Cas-
sis am Donnerstag der Aussen-
politischen Kommission (APK)
des Ständerats skizzierte,will der
Bundesrat in zwei Monaten am
Ziel sein – so hat es diese Zeitung
aus mehreren Quellen erfahren.
Mitte September soll derBundes-
rat demnach einen Vertragsent-
wurf verabschieden, um ihn
dann der EU zu unterbreiten.
Mitte Oktober, so Cassis gegen-
über der APK, würde der Minis-
terrat der EU über denVorschlag
entscheiden. Pikanterweise
stünde an jener Sitzung auch der
Brexit auf der Traktandenliste.

Kommissionsmitglieder zei-
gen sich erstaunt über die ambi-
tionierte Agenda. Ein Konsens
mit derEU scheint derzeit inwei-
ter Ferne. Streitfragen betreffen
etwa die umstrittene Unionsbür-
gerrichtlinie, die Entschädigung
von EU-Arbeitslosen – und den
Schutz der hiesigen Löhne, den
die EU ihrer eigenen Rechtspre-
chung unterstellen will. Die
SchweizerGewerkschaften lehn-
ten es letzte Woche ab, darüber
nur schon zu diskutieren.

Cassis seinerseits gab sich
gegenüber der APK für den Fall,
dass die Verhandlungen schei-
tern sollten, vergleichsweise ge-
lassen.DemVernehmennach ge-
stand er aber freimütig ein, dass
hierzu innerhalb des Bundesrats
kein Konsens herrsche. Das Gre-
mium sei bezüglich Rahmenab-
kommen«heterogen» eingestellt.

Immerhin scheinen die Kon-
takte mit den Gewerkschaften
nicht völlig abgerissen. Wie die
Zeitung «24 Heures» berichtete,
traf Wirtschaftsminister Johann
Schneider-Ammann am Don-
nerstag die Chefs von Gewerk-
schaftsbund (Paul Rechsteiner)
undArbeitgeberverband (Valen-
tinVogt). Über den Inhalt derGe-
spräche wurde nichts bekannt.
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Cassis will bis
Mitte Oktobermit
der EU am Ziel sein

Raphaela Birrer

Bangen bis zum Schluss: Unzäh-
ligen Gemeinden in der Schweiz
ist es erst kurzvorSchuljahresbe-
ginn gelungen, alle Lehrerstellen
zu besetzen. Doch der vermeint-
licheErfolg auf derZielgeraden ist
trügerisch,dennvielerorts stehen
jetzt nicht ausreichend qualifi-
zierteLehrkräfte indenSchulzim-
mern.Betroffen sindvorallemdie
schulischen Heilpädagogen: Nur
50 bis 60 Prozent der Lehrperso-
nen, die in dieser Funktion tätig
sind,verfügen über eine entspre-
chende Ausbildung, wie Barbara
Fäh bestätigt. Sie ist Rektorin der
Interkantonalen Hochschule für
Heilpädagogik (HFH), die von
13KantonenunddemFürstentum
Liechtensteingetragenwird.Häu-
fig sindesLehrpersonenohneZu-
satzausbildungodersogarberufs-
fremde Klassenassistenten, die
diese Aufgaben übernehmen.

Dabei spielen die Heilpädago-
gen eine elementare Rolle im
Schulalltag. Sie unterstützen lek-
tionenweise verhaltensauffälli-
ge, behinderte und lernschwache
Schüler. Diese werden heute
nichtmehr in Sonder- undKlein-
klassen unterrichtet, sondern
wenn immer möglich in die Re-
gelschule integriert. Zu dieser in-
klusiven Bildung sind die Kan-
tone seit mehr als zehn Jahren
gesetzlich verpflichtet. Mit dem
Systemwechsel stieg der Bedarf
an Heilpädagogen schlagartig –
eine Nachfrage, die noch immer
bei weitem nicht gedeckt ist.

«Hoffnungslose» Situation
Eine repräsentative Umfrage des
SchulleiterverbandsvomMaiver-
deutlicht das Problem: ZweiDrit-
tel der über tausend Teilnehmer
mussten zu diesem Zeitpunkt
noch mindestens eine Heilpäda-
gogenstelle besetzen. 81 Prozent
davonbezeichneten die Situation
als schwierig oder gar als «hoff-
nungslos». Das ist umso bemer-
kenswerter, als die integrative
Förderung gemäss 57Prozent der
Schulleiter eines der Top-3-The-
men ist, die sie umtreiben – qua-
lifiziertes Personal wäre für sie
eine wichtige Voraussetzung zur
BewältigungdieserHerausforde-
rung.

DerMangel hat Folgen fürden
Unterricht. «Förderbedürftige
Kinder erhalten nicht die Unter-
stützung, die sie brauchten. Und
die Klassenlehrerwerden bei der
anspruchsvollen Aufgabe der in-

tegrativenSchulungnurungenü-
gendunterstützt – eineunhaltba-
re Situation», sagt Franziska Pe-
terhans, Zentralsekretärin des
Lehrerdachverbands LCH. Eben-
so«verheerend» sei es,wenn statt
Heilpädagogen Schulassistenten
ohne pädagogische Ausbildung
eingesetzt würden, wie dies in
manchen Gemeinden geschehe.

Behördenvertreter beurteilen
das gleich. «Es ist nicht gut, dass
relativviele Stellenmit nicht aus-
gebildeten Heilpädagogen be-
setzt werden müssen. Dadurch
werden die Schüler nicht optimal
gefördert», sagt etwa Charles
Vincent, Leiter der Luzerner
Dienststelle für Volksschulbil-
dung. Und HFH-Rektorin Fäh
warnt: «Wir sorgen uns, dass

Kinder und Jugendliche nicht ge-
mäss ihren Bedürfnissen geför-
dert werden und sich dies lang-
fristig auf ihre Integration in die
Gesellschaft auswirken wird.»

Doch warum gelingt es seit
mehr als zehn Jahren nicht, aus-
reichend Heilpädagogen zu rek-
rutieren?MarionVölger, Leiterin
des Zürcher Volksschulamts,
führt das auf mehrere Entwick-
lungen zurück. Sie verweist auf
die Demografie und die Pensio-
nierungswelle in der Babyboo-
mer-GenerationderLehrerschaft.
Bei den Heilpädagogen komme
eine jährlich stark steigende Son-
derschulquote dazu. Das heisst:
Seit der Integration von Sonder-
schülern in die Regelklassewur-
den mehr Kinder bei Abklärun-
gen für unterstützungsbedürftig
befunden als vor dem System-
wechsel. Das habe zusätzlichen
Bedarf an Heilpädagogen gene-
riert.Aktuell stabilisiere sich die-
se Quote aberwieder, so Völger.

Tatsächlich verschärft gerade
die steigende Schülerzahl das
Problem.Gemäss demneuen Bil-

dungsbericht werden im Jahr
2025 rund 117 000 Kinder mehr
die obligatorische Schule besu-
chen als 2015. Schweizweit wird
ein Wachstum von 13 Prozent
prognostiziert. Den Hochrech-
nungen zufolgewerden in naher
Zukunft rund 2000 zusätzliche
Lehrpersonen benötigt.

Nadelöhr Ausbildung
Fakt ist aber auch, dass die Heil-
pädagogik-Ausbildung einNadel-
öhr ist. Einerseits schrecke ein
Zweitstudium viele Lehrer ab,
sagt Bernard Gertsch, Präsident
des Schulleiterverbands. «Es
muss sicher überlegt werden, ob
dieAusbildungnicht bereits nach
der Matura absolviert werden
kann», sagt auchCharlesVincent.
Andererseitswerdendie Studien-
plätze teils knapp gehalten: «Wir
könnten mehr Personen ausbil-
den – die Plätze sind aber durch
die FinanzierungderKantone be-
grenzt», sagt Fäh. Jeder Träger-
kanton entscheide jährlich, wie
viele Heilpädagogen er an der
HFHausbildenwolle.Zürich etwa

habe 2018 zusätzlich zu seinen 63
fixen Plätzen 95 eingekauft. Die
dreijährige Masterausbildung
kostet 42 500 Franken. Doch die
Nachfrage übersteigt das Ange-
bot beiweitem:Dieses Jahrkonn-
te dieHFH20Prozent derAnmel-
dungen nicht berücksichtigen.

Auch die Pädagogische Hoch-
schule Bern, die keine Platzbe-
schränkung kennt, verzeichnete
gemäss Sprecher Michael Gerber
zuletzt mehr Anmeldungen: Für
diesenHerbst haben sich85Heil-
pädagogik-Studierende einge-
schrieben,2017waren es 65.Trotz
der zu tiefen Zahlen sieht die Er-
ziehungsdirektorenkonferenz
(EDK) keinen Handlungsbedarf.
Sie verweist auf die Verantwor-
tung derKantone und auf die ge-
samtschweizerischeZunahmeder
Studierendenzahl von 1700 auf
2100 inden letzten sieben Jahren.
EDK-Präsidentin Silvia Steiner
sagte unlängst in der «NZZ am
Sonntag», eine Erhöhung der
Kontingente an der HFH sei teu-
er und würde die Nachfrage zu
stark ankurbeln.

Problem erkannt – Lösung unbekannt
Schule Jeder zweite Heilpädagoge ist nicht für seine Aufgabe im Klassenzimmer ausgebildet. Behörden und
Bildungsvertreter sind sich einig: Das muss sich ändern. Trotzdem ist keine Besserung der Situation absehbar.

Zentrale Rolle im Schulalltag: Heilpädagogen unterstützen verhaltensauffällige, behinderte und lernschwache Schüler. Foto: Doris Fanconi

Warum gelingt es
nicht, ausreichend
Heilpädagogen zu
rekrutieren?


